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Klaus Pfisterer

Jugendoffiziersbericht 2 004

ie Jugendoffiziere der Bundeswehr haben
im Jahr 2 0 04 mit knapp 1 9 4 . 0 0 0 Teilneh-

mern wieder mehr Menschen ansprechen können
als im Vorj ahr ( 1 6 3 . 0 0 0) . D as ist darauf zurückzu-
führen, dass im B erichtszeitraum nach mehreren
Vakanzen wieder 9 3 von 9 4 Dienstpo sten für
hauptamtliche Jugendoffiziere b e setzt werden
konnten . Mit üb er 1 5 6 . 0 0 0 erreichten Schülerin-
nen und Schülern lag der Schwerpunkt eindeutig
im schulischen B ereich . Hier waren vor allem Vor-
träge und Diskussionen sowie Seminare und Ta-
gungen gefragt, b ei denen die Teilnehmerzahl ge-
genüb er dem Vorj ahr deutlich gestiegen ist. Rück-
läufig waren die Zahlen b ei Po diumsdiskussionen
und Truppenbe suchen .

Die Jugendoffiziere stellten fest, dass Schülern
und jungen Erwachsenen die Themenb ereiche
»Politik und internationale Sicherheit« und Bun-
deswehr als Instrument der Sicherheitsvorsorge „
als zu komplex, ab strakt und schwer durchschau-
b ar erscheint. Die Sinnhaftigkeit deutscher Streit-
kräfte und ihr weltweiter Einsatz werde nicht hin-
terfragt. Viele Jugendliche hätten zwar ein hohe s
M aß an Vertrauen in die Streitkräfte , es fände ab er
keine Identifikation mit der Bundeswehr statt. D er
Wissensstand der Jugendlichen sei stark unterent-
wickelt und die Münchner Jugendoffiziere urtei-
len : »Insgesamt hegen wir starke Zweifel, ob nach
der 1 0 . Klasse abgehende Schüler in B ayern ihre

staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten wahrneh-
men können, da ihnen häufig das dafür notwendi-
ge Grundlagenwissen fehlt« .

Wehrpflicht und Wehrgerechtigkeit waren die
zentralen Themen der Jugendlichen in allen Schul-
formen . Persönliche Nützlichkeitserwägungen so-
wie die vermeintlich freie Wahl zwischen Wehr-
und Zivildienst sprächen gegen den Dienst b ei der
Bunde swehr. Für viele Jugendliche sei die Wehr-
pflicht b ereits abgeschafft, Argumente für die
Wehrpflicht seien ihnen kaum mehr geläufig. In
der B erufsarmee sehen sie die professionellere
und effektivere Wehrform . Für einen Teil der Ju-
gendlichen ist die Bunde swehr als sicherer Arbeits-
platz von immer größerer B edeutung. Vor allem in
strukturschwächeren Regionen wird sie von
Haupt- und Realschülern favorisiert.

Die Zusammenarb eit zwischen Schulb ehörden
und Jugendoffizieren wurde ausgeweitet. Auf den
Homep age s verschiedener Kultusministerien so-
wie Ob erschulämtern werden die Angeb ote der Ju-
gendoffiziere aufgeführt. In der Lehrerau s- und
Fortbildung sind die Jugendoffiziere in nahezu al-
len Bunde sländern vertreten . Im B erichtsj ahr ha-
b en sie 3 2 0 sicherheitspolitische Seminare und
378 interaktive Simulationen POL&I S für Pädago-
gen und Schüler durchgeführt. Die interaktive Si-
mulation POL&IS ist nach wie vor das einzige Ver-
anstaltungsangeb ot der Jugendoffiziere .

Konflikt eingreifen . NP will Töten und Zerstören
verhindern, Menschenrechte schützen und soziale
Gerechtigkeit fördern . D afür will NP den Aktions-
raum lokaler Gruppen erweitern und sie bei der Su-
che nach friedlichen Lö sungen unterstützen .

NP entsendet Te ams nur auf Anfrage von unab-
hängigen lokalen Friedensgruppen und erkundet
die Lage und den Konflikt sorgfältig vor dem Ein-
satz . NP arb eitet eng mit den örtlichen Partnern zu-
sammen und tritt immer unp arteiisch auf. NP lö st
keine Konflikte , unterstützt ab er aktiv die Men-
schen vor Ort, die für Frieden arb eiten .

Nonviolent Peaceforce wächst

Inzwischen gibt e s fast 1 0 0 Mitgliedsorganisa-
tionen und auf allen KontinentenRegionalbüro s
(in Afrika im Aufb au) . D er Hauptsitz ist in Minnea-
polis/USA, das Europ a-Büro b efindet sich in Brüs-
sel, e s ist ab er geplant, den Hauptsitz in ein Land im
glob alen Süden zu verlegen . Die NP finanziert sich
durch private Spenden, staatliche Zuschüsse (nie-

mals aus der Konfliktregion) und durch Zuwen-
dungen privater Stiftungen .

Auf dem Treffen der europ äischen Mitgliedsor-
ganisationen im April diesen Jahre s in Cluj/Rumä-
nien war e s beeindruckend zu erfahren, wie viel
Potenzial in der Zusammenarb eit steckt. E s waren
bisherige und neue PartnerInnen aus Mittel-/O st-
europ a eingeladen . Wir saßen zu sammen mit jung
und alt, mit neu gegründeten Organisationen und
mit » alten Hasen« . E s gab Menschen, die unter un-
glaublich schwierigen B edingungen arb eiten, wie
z . B . eine kleine Organisation aus Tschetschenien,
die eigentlich nur verdeckt arb eiten kann . Andere
dagegen versuchen, au s langer Erfahrung herau s
mit EU-Kommissionsvertretern üb er die zivilen
Einsätze der EU zu diskutieren und die EU-Sicher-
heitspolitik zu b eeinflussen .

Outi A rajärvi ist Ko ordina torin der deutschen A r-
beitsgruppe No n violen t Peaceforce und Mitglied
im Bundfür Soziale Verteidigung.
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3 2 Leitsatz (redaktio nell): Die Aufforderung an Bun-
de swehrsoldaten, sich gegen die »nukleare Teilha-
b e« aufzulehnen und entsprechende Einsatzb efeh-
le zu verweigern, ist eine zur Gewissensschärfung
und Gewissensentscheidung. Eine solche ist recht-
lich zulässig und fällt nicht unter den B egriff der
nach § 1 1 1 StGB verb otenen öffentlichen Aufforde-
rung zu Straftaten . Die Revision der Staatsanwalt-
schaft gegen das Urteil des Landgerichts Koblenz
vom 2 9 . März 2 0 0 5 wird deshalb als unb egründet
verworfen, es bleibt b eim Freispruch der Angeklag-
ten .

OLG Koblenz , Urteil vom 2 8 . 09 . 2 0 0 5
Aktenzeichen : 1 S s 2 1 5/0 5 (2 0 1 0 Js 3 2 62 0/04 7 Ns
StA Koblenz)

En tscheidungsgründe: I . D as Amtsgericht Co-
chem verurteilte die Angeklagten wegen öffentli-
cher Aufforderung zu Straftaten, den Angeklagten
T. in zwei Fällen zu einer Ge samtgeldstrafe und die
Angeklagte J . in einem Fall zu einer Freiheitsstrafe .

Auf ihre B erufungen hat die 7. kleine Strafkam-
mer des Landgerichts die Angeklagten au s tatsäch-
lichen Gründen freigespro chen . Gegen die ses Ur-
teil richtet sich die Revision der Staatsanwaltschaft
mit der S achrüge .

II . 1 . Nach den Urteilsfeststellungen sind die An-
geklagten − entschiedene Gegner von Atomwaffen
und der Politik der atomaren Ab schreckung − Mit-
glieder der B ewegung » Gewaltfreie Aktion Atom-
waffen ab schaffen« , die sich das Verb ot und die

Ächtung von Atomwaffen zum Ziel ge setzt hat. Seit
Jahren ist das Fliegerhorstgelände Büchel eines ih-
rer Hauptziele , weil die Angeklagten davon üb er-
zeugt sind , dass auf dem Militärgelände einsatzfähi-
ge amerikanische Atomsprengköpfe gelagert wer-
den .

Am 2 0 . März 2 0 04 verteilte der Angeklagte T. al-
lein und am 8 . Juni 2 0 0 4 zu sammen mit der Ange-
klagten J . Flugblätter vor dem Haupttor des Flieger-
horstes Büchel an dort stationierte Soldaten. Die-
ses Flugblatt, das von dem Angeklagten T. entwor-
fen und herge stellt worden war, hat folgenden
Wortlaut :

»A ufruf an alle Bundeswehrsolda ten des Jagd-
bo mbergesch waders 33, Büchel

Verweigern Sie jegliche Beteiligung an der völ-
ker- und grundgesetzwidrigen Teilhabe!

>DasgemeinsameBekenn tn is derBündn ispartner
zur Kriegsverh inderung, die gla ubwürdige De-
m o nstra tio n vo n Bündn issolidaritä t und das n u-
kleare Streitkräftepo ten tial erfordern a uch in Zu-
kunft die deu tsche Teilhabe an den kollektiven n u-
klearen A ufga ben. Dazu geh ören die Sta tio n ie-
rung vo n verbündeten Nuklearstreitkräften a uf
deutschem Boden, die Beteiligung a n Plan ung,
Ko nsulta tio nen so wie die Bereitstellung vo n Trä-
germ itteln <. (Walter Kolbo w, Parlamen tarischer
Staa tssekretär im Bundesverteidigungsm in isteri-
um, im Februar 2004 a ufeine schriftliche A nfrage
zum Thema »A to m waffen in Deutschland«).

Auf ihrem Bundeswehrstützpunktfindet diese
n ukleare Teilhabe sta tt:

Oberlandesgericht Koblenz

Aufruf zur Befehlsverweigerung ist
nicht strafbar
Bestätigung des Freispruchs für Friedensaktivisten, die zur
»Auflehnung« gegen die »nukleare Teilhabe« aufgerufen haben

Fazit

Die Arbeit derJugendoffiziere ist weiterhin sehr
mühsam und stößt b ei den SchülerInnen nicht auf
fruchtb aren B oden . Seit Jahren b eklagen sich die

Jugendoffiziere darüb er, dass sie mit ihren sicher-
heitspolitischen Themen die Jugendlichen oft
nicht erreichen, was auch daran liegen mag, dass
diese der Bundeswehr oft gleichgültig gegenüber
stehen . Die Zahl der Truppenb esuche ist in den
letzten Jahren insge samt rückläufig und hat sich
von 3 . 2 0 0 (im Jahr 2 0 0 1 ) auf 1 . 60 0 (im Jahr 2 0 0 4)
halbiert. Die Gründe liegen auf der Hand : Weitere
Bundeswehrstandort wurden ge schlo ssen . Die üb-
rig geblieb enen Standorte sind durch die Ausland-
seinsätze entweder üb erlastet, o der auf Grund feh-
lenden Großgeräts nicht attraktiv. Mit der Wehr-

pflicht hab en die Jugendlichen im Großen und
Ganzen abge schlo ssen . Sie setzen auf die Freiwilli-
gen- bzw. B erufsarmee − ohne eigene B eteiligung.
Zu den Themenb ereichen Kriegsdienstverweige-
rung und Friedensorganisationen äußern sich die
Jugendoffiziere nur insoweit, dass viele Jugendli-
che hoffen, um den lästigen Dienst, auch den Zivil-
dienst, herumzukommen . E s blieb e zu hoffen, dass
die Schulen mehr Gebrauch davon machen wür-
den, Vertreter von Friedensorganisationen in den
Unterricht einzuladen, um den Unterricht attrakti-
ver zu gestalten und damit den Schülerinnen und
Schülern die Gelegenheit zu geb en, sicherheitspo-
litische Themen kontrovers zu diskutieren .

Kla us Pfisterer ist KDV-Rech tsbeistand und aktiv
in der DFG- VK Baden- Württemberg.


